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Stellungnahme zur 2. Änderung des Flächennutzungsplans für den Bebauungsplan 
„Industriepark Schwarze Pumpe – Erweiterungsbereich Süd 2“ der Gemeinde Spreetal 
(Stand 18.08.2025) 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der BUND Landesverband Sachsen bedankt sich für die Möglichkeit zur Beteiligung an der 2. Änderung 
des Flächennutzungsplans der Gemeinde Spreetal für den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
„Industriepark Schwarze Pumpe – Erweiterungsbereich Süd 2“. 
Mit der Planung sollen auf einer Fläche von rund 107 ha südlich des bestehenden Industrieparks 
Schwarze Pumpe bislang überwiegend forstwirtschaftlich genutzte Flächen in gewerbliche Bauflächen, 
Verkehrs- und Versorgungsflächen sowie ergänzende Grün- und Wasserflächen überführt werden, um 
große Industrieansiedlungen im Rahmen des Strukturwandels in der Lausitz zu ermöglichen. 
 
Der BUND Sachsen erkennt die Notwendigkeit eines sozial und ökologisch verträglichen 
Strukturwandels an, sieht aber erhebliche umwelt- und naturschutzrechtliche Konflikte, die in der 
vorliegenden Planung und im zugehörigen Umweltbericht nicht hinreichend vermieden, minimiert oder 
kompensiert werden. In der derzeitigen Form lehnen wir die 2. Änderung des Flächennutzungsplans ab 
und halten eine substanzielle Überarbeitung zur Verringerung der Umweltbelastungen für erforderlich. 
 
1. Ausgangslage und Planungsziele 

Der Änderungsbereich umfasst nach den Planunterlagen ca. 107 ha und liegt südlich des bestehenden 
Industrieparks Schwarze Pumpe auf dem Gebiet der Gemeinde Spreetal. Er wird derzeit überwiegend 
als Wald im Sinne des SächsWaldG genutzt und weist daneben Ruderal- und Offenlandbereiche sowie 
Leitungstrassen und Bahnanlagen auf. 
Mit der FNP-Änderung werden insbesondere gewerbliche Bauflächen (einschließlich privater 
Erschließungsstraßen), örtliche Hauptverkehrsstraßen, Flächen für Versorgungsanlagen, Bahnanlagen, 
Grünflächen, Waldflächen und Wasserflächen dargestellt. 
Ziel der Planung ist die Schaffung großflächiger industrieller Angebotsflächen für zwei bis drei 
investitionsstarke Unternehmen, um Arbeitsplätze im Zuge des Kohleausstiegs zu sichern und den 
länderübergreifenden Industriestandort Schwarze Pumpe weiter zu stärken. 
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2. Umwelt- und naturschutzfachliche Ausgangssituation 

Nach der Begründung zum FNP und dem Umweltbericht dominieren im Plangebiet Kiefernforste, Laub-
Nadel-Mischforste und Vorwaldflächen, ergänzt durch flächige Ruderal- und Silbergrasfluren. 
Als gesetzlich geschützte Biotope sind unter anderem „Trockene Sandheiden“, „Silbergrasrasen“, 
„Sonstiger Silikat- und Magerrasen“ sowie 105 höhlenreiche Einzelbäume erfasst. Weiterhin sind Teile 
des Waldes sind als Bodenschutzwald im Sinne des Sächsischen Waldgesetzes ausgewiesen („Kippe 
W Spreewitz“, „Kippe NW Burgneudorf“) und übernehmen besondere Funktionen für Bodenschutz, 
Erosionsminderung und Wasserhaushalt. Die nördlichen Waldstrukturen sind in der 
Waldfunktionskartierung als Bereiche mit lokaler Klimaschutzfunktion ausgewiesen, die maßgeblich zur 
Frisch- und Kaltluftentstehung sowie zur Immissionsfilterung in einem bereits stark vorbelasteten 
Industrieraum beitragen. 
 
3. Wesentliche Konflikte laut Planunterlagen 

Die Planunterlagen nennen selbst als wesentliche Konflikte: die Inanspruchnahme von Waldflächen 
einschließlich Bodenschutzwald, die Beanspruchung gesetzlich geschützter Biotope, den 
Lebensraumverlust für Fauna sowie die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes. 
Die Planung fügt sich zudem in eine Reihe bereits realisierter und geplanter Erweiterungen des 
Industrieparks Schwarze Pumpe auf sächsischer und brandenburgischer Seite ein, wodurch eine 
erhebliche kumulative Inanspruchnahme bislang überwiegend naturnah geprägter Flächen entsteht. 
 
4. Kritikpunkte aus Sicht des BUND Sachsen 

4.1 Umfangreiche Waldumwandlung und Bodenschutzwald 

Die Planung sieht die Umwandlung eines überwiegenden Teils der Waldflächen im Geltungsbereich in 
gewerbliche Bauflächen und verkehrliche Infrastrukturen vor. Dies betrifft nach den Unterlagen 
ausdrücklich auch als Bodenschutzwald ausgewiesene Waldbereiche auf ehemaligen Kippen, die 
aufgrund ihrer Funktionen für den Erosionsschutz, das Mikroklima und den Wasserhaushalt einen 
erhöhten naturschutzfachlichen Stellenwert besitzen. 
Aus Sicht des BUND Sachsen wird das gesetzliche Gebot eines schonenden Umgangs mit Waldflächen, 
insbesondere mit Schutz- und Klimafunktionswald, nicht ausreichend beachtet. Eine planerische 
Zurückhaltung bei der Inanspruchnahme solcher Flächen ist nicht erkennbar. Zudem steht die 
weitgehende Aufgabe von Klimaschutzwald in einem Spannungsverhältnis zu den Zielen des 
Regionalplans Oberlausitz-Niederschlesien, der u.a. die Erhaltung von Wäldern mit regionaler Bedeutung 
für das Siedlungs- und Freiflächenklima sowie den Schutz vor Winderosion festschreibt. Weiterhin 
können Ersatzaufforstungen/Ersatzpflanzungen die spezifischen Funktionen von Bodenschutz- und 
Klimaschutzwald räumlich und zeitlich regelmäßig nicht gleichwertig ersetzen, sodass deren 
großflächige Aufgabe nicht allein mit Verweis auf den Strukturwandelzweck gerechtfertigt werden kann. 
Bereits auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung muss dem Gebot eines sparsamen und 
schonenden Umgangs mit Grund und Boden nach § 1a Abs. 2 BauGB Rechnung getragen werden. Die 
im Plangebiet vorgesehene großflächige Umwandlung von Wald‑, Bodenschutz‑ und 
Klimaschutzwäldern in gewerbliche Bauflächen ist vor diesem Hintergrund nur dann vertretbar, wenn 
nachweislich keine hinreichenden Alternativen auf bereits vorbelasteten Standorten zur Verfügung 
stehen. 
 
Forderung: 
 

• Verkleinerung des Erweiterungsbereichs Süd 2 mit dem Ziel, zusammenhängende 
Waldstrukturen mit Klimaschutzfunktion und die als Bodenschutzwald ausgewiesenen Flächen 
von einer gewerblichen Nutzung auszunehmen 
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• Prüfung von Verdichtungspotenzialen im bestehenden Industriepark auf bereits vorbelasteten 
Flächen, um den zusätzlichen Flächenbedarf zu minimieren 

• Ausweisung von Vorrangbereichen für den Erhalt der besonders wertvollen Wald- und 
Biotopflächen (gesetzlich geschützte Biotope, Bodenschutzwald, Klimaschutzwald) innerhalb 
der vorbereitenden Bauleitplanung 

• qualitative Aufwertung der geplanten Waldersatz- und Aufforstungsmaßnahmen 
(Laubmischwald, naturnahe Waldränder) und räumliche Verortung möglichst im 
Gemeindegebiet 

• Planung durchgehender Biotopverbundachsen (insbesondere Offenlandkorridore und 
Waldrandstrukturen) zur Sicherung des Artenaustauschs im stark zerschnittenen 
Landschaftsraum 

 
4.2 Verlust gesetzlich geschützter Biotope und Artenlebensräume 

Mehrere gesetzlich geschützte Biotope (Sandheiden, Silbergrasrasen, sonstige Silikat- und Magerrasen 
sowie höhlenreiche Bäume) liegen im Plangebiet, werden durch die Planung zumindest teilweise 
beansprucht und können voraussichtlich nicht konfliktfrei in ihrer Gesamtheit erhalten werden. 
Die angestrebte Wiederherstellung dieser Biotope „überwiegend innerhalb des Plangebietes“ ist in 
einem Gebiet, das zugleich als Industrieerweiterung mit hoher baulicher Dichte und technischen 
Infrastrukturen vorgesehen ist, fachlich riskant und mit hohen Unsicherheiten behaftet. Hinzu kommt, 
dass das Gebiet als Lebensraum für verschiedene Arten der Avifauna und Reptilien mit zum Teil 
gefährdeten und stark gefährdeten Arten eine wichtige Funktion im Biotopverbund des durch Bergbau 
und Industrie stark zerschnittenen Landschaftsraumes erfüllt. 
Der BUND Sachsen sieht daher, dass die Zurückstellung des Erhalts dieser hochwertigen und gesetzlich 
besonders geschützten Lebensräume zugunsten einer maximalen Ausdehnung von Industrieflächen im 
deutlichen Widerspruch zum naturschutzrechtlichen Gebot der Vermeidung und Minimierung von 
Eingriffen steht. 
Vor dem Hintergrund der dokumentierten Vorkommen gesetzlich geschützter Biotope und der Funktion 
des Gebietes für gefährdete Vogel‑ und Reptilienarten kommt der FNP‑Änderung eine wichtige 
Steuerungsrolle zu. Sie sollte diese besonders sensiblen Lebensräume als Vorrangflächen der 
Freiraumsicherung abbilden und damit den Umfang der später zulässigen baulichen Inanspruchnahme 
von vornherein begrenzen. 
 
Forderung: 
 

• flächenhafte und eindeutige Abgrenzung aller gesetzlich geschützten Biotope im FNP  

• Festlegung dieser sensiblen Bereiche als Vorrangzonen für den Schutz von Natur und 
Landschaft und soweit rechtlich möglich Ausschließung ihrer Überbauung oder die 
Beschränkung auf zwingend notwendige Teilbereiche 

• frühzeitige Sicherung durchgängiger Biotopverbundachsen (z.B. Offenlandkorridore, naturnah 
entwickelte Leitungs- und Bahnkorridore) im FNP durch geeignete Festlegungen  

• Darstellung der Konzeption der artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen 
(insbesondere für Reptilien, Fledermäuse, Brutvögel) auf dieser Planungsebene  

 
4.3 Klima- und Luftfunktionen, Frischluft und Immissionsschutz 

Die vorhandenen Waldflächen und Offenlandbereiche tragen erheblich zur Frisch- und 
Kaltluftentstehung sowie zur Filterung von Staub, Hitze und Lärm im Industrieraum Schwarze Pumpe 
bei. Durch die großflächige Versiegelung, die Reduktion der Waldflächen und die Ansiedlung neuer 
industrieller Quellen von Lärm und Luftschadstoffen wird diese klimatische Ausgleichsfunktion 
dauerhaft geschwächt. Die im Umweltbericht skizzierten Grün- und Pflanzmaßnahmen können nach 
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Auffassung des BUND Sachsen die Funktionen der bestehenden großflächigen Waldstrukturen 
voraussichtlich weder räumlich noch zeitlich gleichwertig ersetzen. 
Damit die klimatischen Ausgleichsfunktionen der Waldbestände und Offenlandbereiche erhalten 
bleiben, müssen die erforderlichen Grün‑ und Klimakorridore bereits im Flächennutzungsplan als 
durchgehende, von weiterer Versiegelung freizuhaltende Strukturen gesichert werden. Dies schafft 
einen verbindlichen Rahmen für nachfolgende Bebauungspläne, in denen dann konkrete Festsetzungen 
zu Versiegelungsgraden, Begrünung und Immissionsschutz zu treffen sind. 
 
Forderung: 
 

• Festlegung eins zusammenhängenden Netzes von Grün- und Klimakorridoren auf FNP-Ebene, 
das quer durch das Gebiet verläuft, ausreichend dimensioniert ist und in die umgebende 
Landschaft eingebunden wird 

• Anpassung der planerischen Darstellungen, so dass eine vollständige Unterbrechung der 
Frischluftströme zwischen Wald- und Offenlandbereichen vermieden wird  

• Textliche Festsetzung für nachfolgende Bebauungspläne, die verbindliche Vorgaben zur 
Begrenzung der Versiegelung (z.B. reduzierte GRZ, Mindestanteil begrünter Flächen, Dach- und 
Fassadenbegrünung) und Beschränkung lärmintensiver Nutzungen treffen 

 
4.4 Kumulative Wirkungen und Alternativenprüfung 

Die 2. Änderung des Flächennutzungsplans legt den räumlichen und flächenbezogenen Rahmen für 
weitere Ausbauvorhaben im Umfeld des Industrieparks fest und prägt damit maßgeblich das kumulative 
Belastungsniveau im Raum. Der Umweltbericht und die Begründung thematisieren zwar die kumulative 
Situation im strukturell belasteten Raum der Lausitz, kommen jedoch zu dem Ergebnis, dass sich durch 
die geplante Erweiterung insgesamt keine unzumutbaren kumulativen Beeinträchtigungen ergäben. 
Angesichts der Vielzahl paralleler Erweiterungsplanungen, der hohen Vorbelastung durch Tagebau, 
Kraftwerk, bestehende Industrie und Verkehr erscheint diese Bewertung aus Sicht des BUND Sachsen 
zu optimistisch und nicht hinreichend belegt. 
Die im Umweltbericht vorgenommene Kumulierung beschränkt sich im Wesentlichen auf eine 
aufzählende Darstellung benachbarter Pläne und eine pauschale Positivbewertung; eine quantifizierte, 
flächenbezogene Gesamtschau (z.B. Summen der Waldverluste einschließlich Bodenschutzwald, der 
Inanspruchnahme gesetzlich geschützter Biotope, des Versiegelungsgrades und der Auswirkungen auf 
Klimaschutz-, Frischluft- und Erosionsschutzfunktionen) fehlt. Vor diesem Hintergrund ist aus 
naturschutzfachlicher Sicht nicht plausibel, ohne eine solche Gesamtbilanz zu dem Ergebnis „keine 
nachteiligen kumulativen Auswirkungen“ zu gelangen. 
Zudem wird im FNP-Verfahren selbst keine substanzielle Alternativenprüfung (z.B. Verlagerung auf 
bereits vorbelastete Flächen, Reduzierung der Flächenausdehnung, Erhalt sensibler Teilbereiche) 
vorgenommen, sondern im Wesentlichen auf ein vom Zweckverband erarbeitetes Flächen- und 
Machbarkeitskonzept Bezug genommen. Damit bleibt die Frage unbeantwortet, ob die verfolgten 
Entwicklungsziele nicht mit deutlich geringeren Eingriffen in Wald, Biotope und Landschaftsbild erreicht 
werden könnten. Gerade weil der FNP die grundsätzliche Inanspruchnahme bisher unversiegelter Wald‑ 
und Freiraumflächen steuert, ist eine substanzielle Alternativenprüfung (u.a. Verlagerung auf 
vorbelastete Flächen, Reduzierung der Flächenausdehnung, Freihaltung sensibler Bereiche) auf dieser 
Planungsebene unverzichtbar und kann nicht auf spätere Bebauungsplanverfahren verschoben werden. 
 
Forderung: 
 

• Überarbeitung der kumulativen Wirkungsanalyse unter systematischer Einbeziehung aller 
relevanten laufenden und geplanten Vorhaben im Betrachtungsraum (einschließlich weiterer 
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Süderweiterungen) sowie deren flächenbezogener Auswirkungen auf Wald, Biotope, Boden, 
Klima und Landschaft 

• Darstellung der Ergebnisse dieser Analyse in Form konkreter planerischer Konsequenzen (etwa 
Reduzierung der Erweiterungsfläche, Sicherung zusammenhängender Freiraum- und 
Biotopstrukturen) im FNP  

• Aufbereitung einer nachvollziehbare Alternativenprüfung, in der insbesondere Varianten mit 
geringerer Flächeninanspruchnahme und stärkerer Nutzung vorhandener Industrieflächen 
ernsthaft geprüft und begründet bewertet werden 

• Entwicklung eines interkommunal abgestimmten Gesamt‑Kompensations- und 
Biotopverbundkonzepts für alle Süderweiterungsflächen, das verbindliche Ziele, Maßnahmen, 
Flächenkulissen und Monitoringvorgaben festlegt 

 
4.5 Kompensation, Artenschutz und Monitoring 

Die konkrete Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung, die Festlegung artenschutzrechtlicher CEF-Maßnahmen 
sowie die Benennung und Sicherung von Kompensationsflächen werden in erheblichem Umfang auf die 
Ebene des Bebauungsplans verschoben. Für den FNP fehlen flächenkonkrete Angaben zur Lage, Größe, 
Qualität und rechtlichen Sicherung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, insbesondere für die 
besonders schutzwürdigen Trocken- und Magerrasenbiotope sowie die Klimaschutz- und 
Bodenschutzwälder. Auch die vorgesehene Erfolgskontrolle und ein wirksames Monitoring der 
Kompensationsmaßnahmen sind im FNP nur allgemein umrissen. Verbindliche 
Steuerungsmechanismen für den Fall des Nicht-Erreichens der naturschutzfachlichen Ziele werden 
nicht benannt. 
Aus Sicht des BUND Sachsen sollte der Flächennutzungsplan zumindest die grundlegenden 
Kompensationskulissen für die erheblichen Eingriffe in Wald, gesetzlich geschützte Biotope sowie 
Klima‑ und Landschaftsfunktionen vorzeichnen. Dazu gehören die Darstellung von 
Schwerpunktstandorten und groben Flächengrößen für Ausgleichs‑ und Ersatzmaßnahmen sowie die 
Verankerung eines verbindlichen, die nachfolgenden Bebauungspläne übergreifend steuernden 
Monitoringrahmens. 
 
Forderung:  
 

• Darstellung mindestens der grundsätzlichen Standorte und Flächengrößen der für das Projekt 
vorgesehenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bereits auf FNP-Ebene und deren dauerhafte 
Sicherung (z.B. durch geeignete planungsrechtliche Festsetzungen oder vertragliche 
Bindungen) zu verankern, 

• Formulierung konkreter Entwicklungsziele (Zielbiotope, Zielzustände, Zeiträume) für die 
besonders wertvollen Biotoptypen  

• Textliche Festlegung eines verbindlichen Monitoringkonzeptes mit klar definierten 
Erfolgskriterien und Nachsteuerungspflichten für den Fall unzureichender Zielerreichung  

 
 
Der BUND Landesverband Sachsen sieht die Ziele eines sozialverträglichen Strukturwandels in der 
Lausitz und eine Stärkung des Industriestandorts Schwarze Pumpe grundsätzlich an, kann jedoch der 
vorliegenden 2. Änderung des Flächennutzungsplans Spreetal in der derzeitigen Form aufgrund der 
erheblichen und nur unzureichend kompensierten Eingriffe in Wald, gesetzlich geschützte Biotope, 
Klima- und Landschaftsfunktionen nicht zustimmen. 
Aus Sicht des BUND Sachsen ist vor einer Genehmigung der FNP-Änderung eine deutliche Reduzierung 
der Flächeninanspruchnahme, eine Sicherung der besonders wertvollen Wald- und Biotopbereiche, eine 
substanzielle Nachbesserung bei Kompensation und Monitoring sowie eine vertiefte Alternativen- und 
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Kumulationsprüfung erforderlich. Erst wenn diese Anpassungen nachvollziehbar und rechtssicher 
umgesetzt werden, kann die Planung einen angemessenen Ausgleich zwischen den wirtschaftlichen 
Zielen des Strukturwandels und den Belangen von Natur- und Umweltschutz im Raum Spreetal leisten. 
 
Wir bitten um Berücksichtigung der dargestellten Hinweise und um weitere Beteiligung im Verfahren. 
 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


